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Der Parlamentarisdie Staatssekretär Bonn, den 4, Februar 1972 

beim 

Bundesminister des Auswärtigen 

L 1-86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Verantwortung der Vier Mächte für Berlin 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Stücklen, Dr. 
Wittmann (München), Dr. Jaeger, Niegel, Biehle, Engels- 
berger und Genossen 
- Drucksache VI/3030 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundeskanzleramt und dem Herrn Bundesminister für inner- 
deutsche Beziehungen wie folgt: 


1. Kann die Bundesregierung die Meldung der Frankfurter Allge- 
meinen Zeitung vom 10. Januar 1972 erklären, daß nadi ame- 
rikanischer Auffassung die Pariser Verträge mit ihren Hinwei- 
sen auf die Rolle der Bundesrepublik Deutschland als einzige 
demokratisch legitimierte Vertretung des deutschen Volkes 
jetzt überprüft werden müßten? 


2. Wie vereinbart die Bundesregierung - sollte diese Meldung 
zutreffen - damit ihre Antwort auf die Große Anfrage der CDU/ 
CSU-Fraktion - Drucksachen VI/2700, VI/2828 wonach es 
„zwischen der Bundesregierung und den Drei Mächten keine 
Meinungsverschiedenheiten über die fortdauernde Geltung des 
Vertragswerkes von 1954" gebe, wozu die Erklärung der Drei 
Westmächte gehöre, nach der „sie die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland als die einzige deutsche Regierung betrach- 
ten, die frei und rechtmäßig gebildet wurde und daher berechtigt 
ist, für Deutschland als Vertreterin des deutschen Volkes in 
internationalen Angelegenheiten zu sprechen"? 

Es gibt - dies kann aufgrund unserer ständigen Kontakte mit 
den Vereinigten Staaten festgestellt werden - keine Veranlas- 
sung zu der Annahme, daß die amerikanische Regierung gegen- 
wärtig eine Revision des Deutschlandvertrages und der im Zu- 
sammenhang mit seinem Abschluß abgegebenen Erklärungen 
in Erwägung zöge. Es gilt nach wie vor das, was die Bundes- 
regierung über die fortdauernde Geltung des Vertrags Werkes 
von 1954 in ihrer Antwort vom 11. November 1971 auf die Gro- 
ße Anfrage der CDU/CSU-Fraktion ausgeführt hat. 
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3. Hat aufgrund des deutsch-sowjetischen und deutsch-polnischen 
Vertrages vom 12. August bzw. 7. Dezember 1970 Artikel 7 des 
Deutschland- Vertrages einen Bedeutungswandel erfahren? 

Artikel 4 des Moskauer Vertrages und Artikel IV des War- 
schauer Vertrages enthalten die Klarstellung, daß die beiden 
Verträge zweiseitige und mehrseitige Verträge beider Seiten 
nidit berühren. Das schließt die Bestimmimgen des Vertrages 
über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und den Drei Mächten vom 26. Mai 1952 i.d.F. vom 23. Ok- 
tober 1954 und insbesondere dessen Artikel 7 sowie die deutsch- 
sowjetische Vereinbarung vom 13. März 1955 ein. Darüber hin- 
aus verweist der dritte Präambelsatz des Moskauer Vertrages 
besonders und ausdrücklich auf den Briefwechsel vom 13. Sep- 
tember 1955, in dem von der „Lösung des gesamten nationalen 
Hauptproblems des deutschen Volkes - der Wiederherstellung 
der Einheit eines deutschen demokratischen Staates" die Rede 
ist. Schließlich hat der Bundesminister des Auswärtigen in dem 
Brief, den er im Zusammenhang mit der Unterzeichnung des 
deutsch-sowjetischen Vertrages an den sowjetischen Aiißen- 
minister gerichtet hat, kiargestellt, daß „dieser Vertrag nicht im 
Widerspruch zu dem politischen Ziel der Bundesrepublik 
Deutschland steht, auf einen Zustand des Friedens in Europa 
hinzuwirken, in dem das deutsche Volk in freier Selbstbestim- 
mung seine Einheit wiedererlangt". In den Warschauer Ver- 
handlungen hat die Bundesregierung klargestellt, daß die Bun- 
desregierung nur im Namen der Bundesrepublik Deutschland 
handelt. Darüber hinaus ergibt sich aus dem mit den Regierun- 
gen der Drei Mächte vollzogenen Notenwechsel zum War- 
schauer Vertrag, daß die Rechte und Vorbehalte der Vier 
Mächte, wie sie in bekannten Verträgen und Vereinbarungen 
ihren Niederschlag gefunden haben, nicht berührt werden. Dies 
bedeutet, daß auch Artikel 7 des Deutschland- Vertrages, der 
einen Niederschlag der Rechte und Verantwortlichkeiten der 
drei Westmächte gegenüber der Bundesrepublik Deutschland 
bildet, unberührt geblieben ist. Die Bundesregierung hält an 
den politischen Zielen dieses Artikels des Deutschlandvertrages 
fest. 
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